
Presse- und Informationsamt Telefon 233-92600 Fax 233-28155 presseamt@muenchen.de

Landeshauptstadt
München

Pressemitteilung
5.5.2011

OB Ude zum neuen Präsidenten des Deutschen Städtetages gewählt
(5.5.2011) Oberbürgermeister Christian Ude ist zum neuen Präsidenten des Deutschen Städ-
tetages gewählt worden. Am Schlusstag der 36. Hauptversammlung in Stuttgart wählten die
Delegierten den SPD-Politiker zum dritten Mal – nach 2005 in Berlin und 2007 in München –
für zwei Jahre ins höchste Amt des größten kommunalen Spitzenverbandes. Seit 2009 war er
Vizepräsident des Deutschen Städtetages, 2003 bis 2005 fungierte er als stellvertretender
Präsident. Christian Ude ist seit 1993 Oberbürgermeister von München und gehört dem Präsi-
dium des Deutschen Städtetages seit 1996 an.
Ude löst die bisherige Präsidentin, die Oberbürgermeisterin von Frankfurt am Main, Dr. h.c.
Petra Roth (CDU) ab, die zur Vizepräsidentin des Deutschen Städtetages gewählt wurde. Sie
stand in den Jahren 1997 bis 1999, 2002 bis 2005 sowie 2009 bis jetzt an der Spitze des
Deutschen Städtetages. In den Jahren dazwischen hatte sie das Amt der Vizepräsidentin inne.
Roth ist seit 1995 Oberbürgermeisterin der Stadt Frankfurt am Main und gehört seitdem auch
dem Präsidium des Deutschen Städtetages an.
Als Stellvertreter des Präsidenten wählten die Delegierten Oberbürgermeister Helmut Him-
melsbach, Heilbronn, Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, Nürnberg, Oberbürgermeister Hans
Schaidinger, Regensburg, Oberbürgermeisterin Dagmar Mühlenfeld, Mülheim an der Ruhr,
Oberbürgermeister Dr. Wolfgang Schuster, Stuttgart, sowie Oberbürgermeister Horst Frank,
Konstanz. Neu in dieses Amt aufgerückt sind Oberbürgermeisterin Dagmar Mühlenfeld sowie
Oberbürgermeister Horst Frank.

Als neu gewählter Präsident hielt Ude seine Antrittsrede vor der Hauptversammlung
des Deutschen Städtetags in Stuttgart:
„Eigentlich ist ja bei einer Antrittsrede des neuen Präsidenten als Erstes eine Erwiderung auf
die Worte des gastgebenden Ministerpräsidenten vorgesehen, aber nachdem Sie, sehr ge-
ehrter Herr Ministerpräsident, in Würdigung des Wahlergebnisses auf tagesaktuelle Kom-
mentare verzichtet haben und stattdessen die Bedeutung der Städte herausstellten, kann ich
Ihnen nur aus vollem Herzen zustimmen: Die Bedeutung der Städte kann man gar nicht hoch
genug bewerten. Das hört man doch immer wieder gerne! Vielen Dank für diese Wertschät-
zung.
Nun steht Baden-Württemberg und seine Landeshauptstadt aber nicht nur wegen des Macht-
wechsels auf Landesebene, sondern auch wegen örtlicher Proteste im Mittelpunkt des bun-
desdeutschen Interesses. Angeblich haben wir hier im Zusammenhang mit dem Bahnhofs-
projekt Stuttgart 21 eine tiefgreifende Zäsur unserer Nachkriegs-Demokratiegeschichte erlebt,
ein völlig neues Selbstverständnis der Bürgerschaft, eine Sternstunde direkter Demokratie, ja
die Geburtsstunde eines neuen Zeitalters, hinter der es kein Zurück zu traditionellen Formen
der politischen Willensbildung mehr geben dürfe. So war es ebenfalls in manchem Leitartikel
und bevorzugt im Feuilleton zu lesen. Selbstverständlich werde ich darauf noch näher einge-
hen, wenn auch ohne die Bereitschaft, mich allzu tief vor dem Zeitgeist zu verneigen.
Dank an Petra Roth
Zunächst aber will ich Dank sagen, Dank sagen im Namen aller heute gewählten Mitglieder
des Präsidiums. Wir danken Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sie rund 3.400 Städte
mit mehr als 51 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern vertreten, für Ihr Vertrauen, das
sich wieder einmal in einem eigentümlich einfachen Wahlverfahren entladen hat – übrigens ein
bemerkenswerter Beleg, dass die einfachsten Verfahren nicht zu den schlechtesten Ergebnis-
sen führen müssen. Finden wir jedenfalls.
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Mein besonderer Dank gilt meiner Vorgängerin, die schon einmal auch meine Nachfolgerin
war. So treiben wir, liebe Petra Roth, dies schon seit einem Jahrzehnt. Böse Stimmen, die ich
aber zum Glück noch nicht gehört habe, könnten von einem „closed job“ sprechen, obendrein
von einem äußerst kleinen. Da gefällt mir das Bild von einem erfolgreichen Tandem schon er-
heblich besser, von einem Tandem, bei dem nicht wichtig ist, wer gerade vorne oder hinten
sitzt, bei dem es vielmehr stets nur darauf ankommt, dass beide kräftig strampeln und dass
vor allem die Richtung stimmt. Die Erfolge des Städtetags, ja der gesamten kommunalen Fa-
milie bei der Abwehr äußerst bedrohlicher Pläne zeigen deutlich, dass die Richtung gestimmt
hat in den beiden Jahren, in denen Du den Lenker in der Hand hattest. Herzlichen Glück-
wunsch und Dankeschön dafür.
Als ich Dir schon einmal nachfolgen durfte, 2005 ist das gewesen, habe ich Dich wegen Dei-
nes Kampfes für bessere Kommunalfinanzen „die Jeanne d'Arc der deutschen Städte“ ge-
nannt. Das kann ich jetzt nicht mehr toppen. Aber ich kann Dir versichern, dass die Zusam-
menarbeit auch in den nächsten beiden Jahren weiterhin Spaß machen wird.
Bürgermeister – angesehen und zufrieden
Nicht auf jeder Ebene fällt einem bei der Betrachtung politischer Ämter das Wort Spaß ein.
Aber da gab es zum Glück die Umfrage der Bertelsmann-Stiftung. Da aktuellere Umfragen mit
ihren Erkenntnissen zur Sonntagsfrage für viele von uns, eigentlich sogar für alle außer für die
Grünen Kollegen, derzeit so schrecklich sind, dass man sie sofort vergessen möchte, können
wir uns ruhig noch einige Zeit an dieser Umfrage aus dem Jahr 2008 wärmen. 78 % der wahl-
berechtigten Deutschen sind mit ihren Bürgermeistern zufrieden bis sehr zufrieden und auch
die Stimmung bei den Bürgermeistern ist gut: 96 % der hauptamtlichen Oberbürgermeister
und Bürgermeister in Deutschland sind zufrieden mit ihrem Beruf. Eine so angesehene und ü-
berdies auch noch zufriedene Kollegenschaft zu vertreten, darf schon auch Spaß machen.
Das Lustzentrum der deutschen Politik
Wir sind in Zeiten modischer Politikverdrossenheit, die längst auch auf viele Repräsentanten
der politischen Klasse übergesprungen ist, das Lust-Zentrum der deutschen Politik! Das war
jetzt vielleicht ein bisschen dick aufgetragen, aber man muss dem Eindruck entgegenwirken,
dass wir nur jammern können, wozu man uns aber in der Vergangenheit auch allzu oft allen
Anlass geboten hätte.
Der Städtetag hat Recht bekommen...
Mit unserer Macht ist es ja nicht so weit her, als dass wir daraus einen Lustgewinn ziehen
könnten: Wir haben ja nur die Macht der besseren Argumente, keine Stimmgewalt im Gesetz-
gebungsverfahren, kein Vetorecht, nicht einmal die Chance, den Gesetzgeber gegen Ende
des Verfahrens nochmals mit den Folgen seines Tuns zu konfrontieren. Was hätten wir nicht
alles uns, den Städten und ihren Menschen, aber auch dem Gesetzgeber selbst ersparen
können, wenn wir im Gesetzgebungsverfahren nicht draußen vor der Tür Platz nehmen
müssten. Wir hätten beispielsweise uns allen bei der Föderalismusreform I ein Kooperations-
verbot im Grundgesetz ersparen können, das der Bund pausenlos umgehen möchte, von der
Kinderbetreuung über die Schulpolitik und die energetische Sanierung bis zur Arbeitsmarktpo-
litik, seitdem er es allzu unbedacht mit Verfassungsrang ausgestattet hat. Wir hätten dem
Bund auch ersparen können, sich immer wieder und unter wechselnden parteipolitischen Vor-
zeichen an der Gewerbesteuer versündigen zu wollen, bis er endlich immer wieder kapiert,
dass dies böse enden würde. Und wir hätten dem Bund auch einige Jahrzehnte früher zu der
Einsicht verhelfen können, dass die Betreuung von Kindern unter 6 Jahren und die bessere
Integration von Menschen ausländischer Herkunft höchst bedeutsame öffentliche Aufgaben
sind, an denen er sich tunlichst beteiligen sollte, statt sie viel zu lange zu leugnen. Wer so oft
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bei zentralen politischen Themen Recht bekommen hat wie der Deutsche Städtetag, sollte
endlich auch mehr Rechte bekommen.
Ehrenmitglied Rosemarie Wilcken
Noch einen Glückwunsch habe ich auszusprechen: An unser neues Ehrenmitglied Rosemarie
Wilcken, die zwei Jahrzehnte lang nicht nur die Geschicke der Hansestadt Wismar glänzend
gemeistert, sondern auch als Stimme des Ostens die Arbeit des Präsidiums mitgeprägt hat.
„Stimme des Ostens“ - das lässt Ahnungslose ein Klagelied befürchten. Aber Rosemarie Wil-
cken hat die Parole „jammern verboten“ ausgegeben und stets gute Laune und ansteckende
Heiterkeit verbreitet, während sie unentwegt an pragmatischen Lösungen gearbeitet hat. Und
noch etwas: In Berlin, wo wir am häufigsten tagen, hat Klaus Wowereit zwar schon eine schier
unglaubliche Vielfalt von Neu- und Umbauten anregender Kulturinstitute als Kulisse für unsere
Treffen geboten, aber dennoch konnte Rosemarie Wilcken ein unerreichtes Highlight liefern,
eine unvergessliche Ostseerundfahrt auf einer historischen Kogge. Das hat Maßstäbe gesetzt!
Finanzsituation weiterhin bedrohlich!
Im Vorfeld dieser Konferenz bin ich von besorgten Journalisten schon gefragt worden, ob ich
sie allen Ernstes zwei weitere Jahre mit dem Glück und Segen bringenden Vorzügen der Ge-
werbesteuer nerven wolle. Nun, ein wenig Trost konnte ich da schon spenden: Ganz so
schlimm wird es nicht kommen, weil der Grundsatzstreit um die Gewerbesteuer wohl ausge-
standen ist und ein wenig thematische Abwechslung mir auch gelegen käme; aber für eine
Entwarnung ist es noch zu früh, denn die Finanzlage der deutschen Städte ist unverändert
dramatisch - und die Gewerbesteuer zwar nicht mehr im Grundsatz, wohl aber im Detail in
Gefahr.
Zu Beginn dieser Legislaturperiode wurden wir im Koalitionsvertrag auf Bundesebene bedroht
durch die Ankündigung, man wolle die Gewerbesteuer überprüfen mit dem ausdrücklichen Ziel
ihrer Abschaffung. Das war schon irritierend, nachdem die Kanzlerin sowohl beim Städtetag in
München 2007 als auch in Bochum 2009 versprochen hatte, die Gewerbesteuer nicht gegen
den Willen der kommunalen Spitzenverbände abzuschaffen. Nach strapaziösen Irrungen und
Wirrungen in der Gemeindefinanzreformkommission sind wir froh und erleichtert, dass dieses
Wort gehalten worden ist. Und als überparteilicher Verband glauben wir auch gerne daran,
dass dies auf die Entschlossenheit zurückzuführen ist, das gegebene Wort auch tatsächlich
einzuhalten und nicht auf den Verlust der Mehrheit im Bundesrat, der sich zur gleichen Zeit er-
eignet hat.
Aber ist damit die Welt der kommunalen Finanzen in Ordnung? Manche Medien wollen uns
dies einreden mit dem Hinweis, die Gewerbesteuer sei nicht nur gerettet, sondern überdies im
vergangenen Jahr um 7,7 % gestiegen. Glückliche Zeiten! Fette Jahre!
Über 40 Milliarden Euro Kassenkredite
Gegen solche Schönfärberei, die natürlich schon die nächsten Anschläge auf unsere Finanz-
ausstattung vorbereiten soll, müssen wir uns mit allem Nachdruck zur Wehr setzen. Bleiben
wir bei der Zahl 7,7: Das ist nicht nur der Prozentsatz, um den die Gewerbesteuer nach einem
krisenbedingten Einbruch wieder angestiegen ist, das ist auch der Milliardenbetrag, der das
Jahresdefizit der deutschen Kommunen benennt. Von der kommunalen Finanznot kann man
sich nur ein realistisches Bild machen, wenn man auch zwei andere Zahlen im Kopf hat: Die
Kassenkredite, die Deutschlands Kommunen aufnehmen mussten, um ihre laufenden Ausga-
ben bestreiten zu können, sind auf über 40 Milliarden geklettert! 2005 war dieser Betrag noch
halb so groß. Kassenkredite haben nichts mit großen Investitionsvorhaben zu tun, bei denen
der wachsenden Schuldenlast entsprechende höhere Vermögenswerte gegenüberstehen;
Kassenkredite dienen nur dazu, laufende Ausgaben zu finanzieren. Über 40 Milliarden! Wer
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dieses Alarmzeichen übersieht oder leugnet, verliert jeden Kontakt zur Realität. Und noch eine
Zahl müssen wir der Öffentlichkeit und besonders allen Parlamentariern einschärfen: Die meist
gesetzlich vorgeschriebenen Sozialausgaben der Kommunen sind mittlerweile auf mehr als 42
Milliarden angestiegen. Tendenz weiter wachsend. Je strukturschwächer eine Kommune,
desto schneller. Bei aller Sehnsucht nach einem Themenwechsel: Die Finanznot bleibt auf der
Tagesordnung, auch wenn die Vorzüge der Gewerbesteuer nicht mehr so oft gepredigt wer-
den müssen.
Entlastung reicht noch nicht aus
Es ist aber nicht so, dass unsere Freude über die Erhaltung der Gewerbesteuer auch schon
Anlass zur Dankbarkeit wäre, denn erstens gibt es immer noch Versuche, diese Steuer, wenn
man sie schon nicht abschaffen kann, wenigstens zu durchlöchern. Dem schmettern wir ein
kräftiges „Finger weg!“ entgegen.
Und zweitens war es doch das zwingende Gebot der Stunde, zu Beginn dieser Legislatur den
Finanzruin der Kommunen abzuwenden und ihnen Entlastung zu bringen. Da können wir nicht
damit zufrieden sein, dass man uns die wichtigste Einnahmequelle nicht auch noch wegge-
nommen hat. Die Entlastung bei der Grundsicherung im Alter war ein bedeutsamer Schritt,
dem aber weitere folgen müssen.
Deutschlands Kommunen, die zu einem großen Teil unter Haushaltskuratell stehen, unter
mehr als 40 Milliarden Kassenkrediten leiden und aus Finanznot keine kommunale Selbstver-
waltung mehr praktizieren können, warten auf lebenserhaltende Maßnahmen und können
nicht damit zufrieden sein, dass man ihnen den Finanzhahn nicht völlig zudreht.
Rechtsanspruch überfordert Kommunen
Zu einer Entlastung gehört auch, dass der Bund keine Standards erhöht und keine Leistungen
streicht, wenn dies in der Folge wieder die Kommunen trifft. Beispiel Kinderbetreuung. Der
Bund hat den Rechtsanspruch auf Betreuung von Kindern bis zum Jahr 2013 geschaffen und
dankenswerterweise auch einen Beitrag zur Finanzierung geleistet, aber es fehlen immer noch
über 300.000 Plätze, um allein den heute schon ermittelten Bedarf von 39 % zu befriedigen.
Wenn Eltern im Westen so viel Bedarf anmelden wie bereits im Osten (46 %) sogar 455.000
Plätze. Ohne massive Hilfe der Länder können die Kommunen diese gigantische Aufgabe
nicht bewältigen. Hier darf es nicht eine Arbeitsteilung geben nach dem Motto: Die höheren E-
benen verteilen die Wohltaten wie den Rechtsanspruch, die Kommunen aber tragen den Lö-
wenanteil der ständig wachsenden Lasten und haben die Klageflut enttäuschter Eltern zu er-
tragen. Um es klar zu sagen: Ohne zusätzliche Hilfen, die schnell gewährt werden müssen,
sind die notwendigen Plätze nicht zu schaffen und der auf höherer Ebene eingeführte Rechts-
anspruch, so gesellschaftspolitisch wünschenswert er auch ist, nicht zu erfüllen.
Städtebauförderung: Den Druck erhöhen!
Oder das Thema Städtebauförderung, wo der Bund sein Engagement halbieren wollte und
immer noch an unvertretbaren Kürzungen festhält. In vollem Konsens haben wir mit dem Bund
diskutiert, was alles getan werden muss, damit gefährdete Quartiere nicht „umkippen“ und die
Integration besser gelingt. Aber was hilft uns dieser Konsens, wenn der Bund dann seine Fi-
nanzprobleme löst mit einer Kürzung der „Sozialen Stadt“ von 95 auf weniger als 30 Millionen
pro Jahr? Es ist schön, dass der Bund beim Städtetag in München 2007 die Integration als ge-
sellschaftliche Querschnittsaufgabe anerkannt hat – aber er muss den schönen Worten dann
auch entsprechende Taten folgen lassen und da nicht das glatte Gegenteil tun. Wir werden
schon in den nächsten Wochen gemeinsam mit den Bundesländern den Druck in Sachen
Städtebauförderung und insbesondere „Soziale Stadt“ erhöhen.
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Chancen für die kommunale Energiepolitik
Lassen Sie mich kurz einige weitere Schwerpunkte der beginnenden Amtszeit skizzieren. Erst
im vergangenen Herbst mussten wir beklagen, dass die Bundesregierung in der zentralen e-
nergiepolitischen Frage des Landes die Kommunen mit ihren Energieunternehmen nicht an-
gemessen beteiligt und mit der Verlängerung der Laufzeiten die Marktchancen erneuerbarer
Energien verschlechtert hat. Aber das ist Schnee von gestern, nach Fukushima wird die Not-
wendigkeit einer Energiewende ja nicht mehr geleugnet. Die Abschaltung der ältesten 7 deut-
schen Kernkraftwerke, die vor der Laufzeitverlängerung schon einmal beschlossene Sache
war, wurde von uns ausdrücklich begrüßt. Aber jetzt müssen endlich Nägel mit Köpfen ge-
macht werden: Nur mit starken Stadtwerken gibt es Wettbewerb auf dem Energiemarkt, nur
mit starken Stadtwerken können dezentrale Strukturen geschaffen werden, nur mit starken
Stadtwerken ist der flächendeckende Ausbau erneuerbarer Energien im erforderlichen Umfang
möglich, nur starke Stadtwerke garantieren jetzt schon die hohe Effizienz durch Wärme-Kraft-
Kopplung. Deshalb ist es allerhöchste Zeit, den kommunalen Versorgungsunternehmen nicht
ständig Hürden in den Weg zu stellen oder Handschellen anzulegen, sondern ihnen endlich
faire Wettbewerbsbedingungen zu bieten, gerade im Verhältnis zu den großen Konzernen, die
große Teile des nationalen Marktes unter sich aufteilen konnten und selbstverständlich gren-
zenlos agieren dürfen. Es wird in dieser Frage weiterhin eine enge und wirksame Zusammen-
arbeit mit dem Städte- und Gemeindebund sowie dem Verband kommunaler Unternehmen
geben.
Sparkassen – Vorrang vor Landesbanken
Wie die Stadtwerke haben sich auch die Sparkassen mit ihrer dezentralen Struktur bestens
bewährt, gerade in Zeiten der Krise und der Umbrüche. Das lässt sich aber vom öffentlichen
Finanzsektor nicht pauschal behaupten, wie die Landesbanken erschütternd deutlich belegen.
Lassen Sie es mich klipp und klar sagen: Weil sich die Sparkassen als Stabilitätsfaktor in einer
krisenanfälligen Finanzbranche bestens bewährt haben, weil sie mehr denn je das Vertrauen
der Bevölkerung genießen und von der Bürgerschaft als Finanzdienstleister gebraucht wer-
den, weil sie mit ihrer regionalen Verankerung für die örtliche Wirtschaft unentbehrlich sind,
weil sie vorbildlich für Mittelstand und Existenzgründer eintreten und weil sie nicht zuletzt als
Steuerzahler, als Arbeitgeber, als Ausbilder und häufig als wichtigster Sponsor für soziale,
kulturelle und sportliche Projekte eine Wohltat für die örtliche Gemeinschaft sind und ein trag-
fähiges Geschäftsmodell besitzen, hat für uns der Schutz der Sparkassen und ihres öffentlich-
rechtlichen Charakters absoluten Vorrang vor dem Bestandsschutz einzelner Landesbanken,
die sich eben nicht in gleicher Weise bewähren konnten und noch kein überzeugendes Ge-
schäftsmodell für eine Mehrzahl von Landesbanken vorlegen konnten. Mit dieser Feststellung
leugnen wir nicht die Verantwortung der Sparkassengruppe als Miteigentümer der Landesban-
ken, der die Sparkassen ohnehin nicht entkommen können, wir ziehen nur die richtigen Kon-
sequenzen aus schmerzhaften Erfahrungen, die wir nicht nochmals erleiden wollen. Nach
meiner Vorstellung soll sich der Städtetag in diese Debatte auch auf der jeweiligen Landes-
ebene und der europäischen Ebene noch stärker einbringen, schließlich sind die Stadtspar-
kassen unsere Banken und die Bevölkerung erwartet, dass auch überall Sparkasse drin ist, wo
Sparkasse drauf steht. Mit dem Deutschen Sparkassen- und Giroverband wir es weiterhin eine
enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit geben.
Muss kommunale Demokratie erst erfunden werden?
Hier in Stuttgart ist es unvermeidlich – und in den kommenden Jahren wird es in ganz
Deutschland so sein -, dass wir uns mit Bürgerprotest und Politikverdrossenheit, mit Informa-
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tion, Kommunikation und Partizipation sowie neuen Formen direkter Demokratie befassen.
Dazu möchte ich mit einigen Thesen anregen:
1. Misstrauen und Unzufriedenheit dem politischen Betrieb gegenüber sind wahrlich kein

speziell kommunales Problem. Die größte Verdrossenheit gibt es Umfragen zufolge in der
Bundespolitik, die größten demokratischen Defizite auf der europäischen Ebene, die zu-
nehmend nationalen Parlamenten Befugnisse nimmt, ohne gleichzeitig das Europäische
Parlament entsprechend zu stärken. Wir an der kommunalen Basis stellen uns täglich der
Bürgerschaft. Auch wenn ein Bahnhofsprojekt sehr umstritten ist, brauchen wir nicht bun-
desweit in Sack und Asche zu gehen.

2. Gleichzeitig dürfen wir uns aber auch nicht in die Tasche lügen: Das Misstrauen gegen
Amtsinhaber, politische Entscheidungen und behördliche Planungen ist auch ein kommu-
nales Thema, dem wir nicht ausweichen dürfen.

3. Die allgemeine Lebensweisheit, dass nichts so gut ist, dass es nicht noch besser werden
könnte, gilt selbstverständlich auch für die kommunale Demokratie. Wir müssen uns immer
Fragen, ob wir vorhandene Instrumente besser nutzen und zusätzliche Instrumente
schaffen sollten. Das Baugesetzbuch liefert ja häufig tatsächlich nur Alibi-Veranstaltungen,
deren Mitwirkungschancen sich nur Kundigen und Eingeweihten erschließen. Genauso wie
die Stadt niemals fertig ist, sondern sich immer weiter entwickeln muss, müssen wir konti-
nuierlich immer „noch mehr Demokratie wagen“. Dazu gehört eine frühere und bessere
Information, die tatsächlich alle Zielgruppen der Gesamtbevölkerung erreicht, eine Her-
stellung von Öffentlichkeit in Zukunftsfragen, die nicht zuletzt wegen der zunehmenden
Oberflächlichkeit vieler Medien immer schwerer gelingt, und eine Dialogbereitschaft, bevor
die Würfel fallen. Bei den hervorragenden Instrumenten des Bürgerbegehrens und Bürger-
entscheids darf es keine Hürden geben, die kaum überwindbar sind; das gilt auch für
Volksentscheide. Wenn wir Kommunalpolitiker unsere Legitimation auch bei verheerend
niedriger Wahlbeteiligung nicht in Zweifel ziehen, dürfen wir bei Einzelentscheidungen der
Bürgerschaft keine höheren Prozentsätze verlangen, als sie uns selber als Legitimations-
basis zur Verfügung stehen.

4. Und natürlich müssen wir die neuen Medien nutzen, die in Nordafrika soeben ja wohl das
entscheidende Forum der Demokratiebewegung waren. Hier schlummern gewaltige Po-
tenziale für Information, Artikulation und Mitwirkung. Allerdings dürfen wir die „digitale
Spaltung“ der Gesellschaft nicht vergessen, die zumindest in absehbarer Zukunft – wenn
auch in schwindendem Maße – fortbestehen wird. Wir sind allen Bürgerinnen und Bürgern
verpflichtet, nicht nur denen, die schon online kommunizieren.

Trotz dieser Bereitschaft zu ständigen Verbesserungen möchte ich Einspruch erheben gegen
die These, der Verlauf der Stuttgarter Prozeduren habe ein neues Zeitalter der Demokratie er-
öffnet und der Wutbürger müsse als neuer Souverän etabliert werden:
1. Als Erstes müssen wir mehr Sorgfalt auf den Begriff der „Betroffenheit“ einfordern. Von ei-

ner S-Bahn-Ertüchtigung oder neuen Trambahn-Trassen sind doch nicht nur die Anwohner
der Baustellen „betroffen“, sondern auch die unüberschaubar große Zahl der Fahrgäste.
Von einem Kinderspielplatz oder Sozialeinrichtungen in Villenvierteln sind nicht nur die
Anwohner „betroffen“, die Kinderlärm oder Wertverluste ihrer Immobilien befürchten, son-
dern alle, die eine kinderfreundliche Stadt und einen sozialen Staat brauchen und realisiert
sehen wollen. Wenn teure Einrichtungen gefordert werden – von weiteren Konzertsälen bis
zu weiteren Stadien - , dann sind doch nicht nur die künftigen Nutzer „betroffen“, sondern
alle Bürgerinnen und Bürger, die diese Einrichtungen bezahlen oder aber mit anderen An-
liegen wie Kinderbetreuung oder Schulerweiterung zurückstehen sollen. Lautstark be-
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hauptete „Betroffenheit“ darf nicht zur Privilegierung bestimmter Interessensgruppen füh-
ren.

2. Ebenso fordere ich mehr Sorgfalt beim Begriff des Minderheitenschutzes, der mir heilig ist,
weil er das Wesen einer freiheitlichen und lebenswerten Demokratie ausmacht. Minder-
heiten sollen sich frei entfalten können und mit all ihren Rechten geschützt werden, aber
sie haben noch lange kein Recht, anstelle der Mehrheit zu entscheiden. Darauf würde es
aber hinauslaufen, wenn wir Mehrheitsentscheidungen grundsätzlich für fragwürdig und
sogar illegitim erklären, solange es Minderheitenproteste dagegen gibt.

3. Wir sollten uns auch davor hüten, nach eigenem Gutdünken dem Bürgerprotest eine steti-
ge Richtung anzudichten, die er gar nicht hat. Beispielsweise ist es ein Irrtum, dass der
Bürgerprotest immer Grün sei. Der erste Münchner Bürgerentscheid hat gegen die Grünen
und die Roten und den Oberbürgermeister sündteure Autotunnels durchgesetzt, der Wut-
bürger saß hinter Windschutzscheibe und Lenkrad. Bürgerwille richtet sich auch keines-
wegs immer gegen Großprojekte, wie in München die Zweidrittel-Mehrheit für ein vom
Stadtrat mehrheitlich vorgeschlagenes Fußballstadion zeigt. Bürgerprotest ist auch nicht
immer fortschrittlich, wie zumindest nach Meinung mehrerer politischer Parteien der Ham-
burger Schulentscheid bewiesen hat.
Der Hinweis, dass Bürgerprotest unterschiedlichste Richtungen einnehmen kann, ist mir
deshalb so wichtig, weil viele derzeit glauben, mit einer Lähmung politischer Gremien und
einer Stärkung des Wutbürgers könne der ökologische Fortschritt beschleunigt werden.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn es wahr ist, dass wir derzeit eine große Energie-
wende erleben, dann werden in der kommenden Dekade die meisten Großprojekte, mit
denen der Steuerzahler strapaziert und die Landschaft verändert wird, dem Ausbau der
erneuerbaren Energien und dem Aufbau neuer Netze sowie Speicherkapazitäten dienen.
Ich frage mit allem Nachdruck: Soll da wirklich die Parole gelten, dass Großprojekte
grundsätzlich pfui sind und kein Anwohnerprotest durch demokratische Mehrheiten über-
stimmt werden kann? Kommt es nicht ganz im Gegenteil gerade aus ökologischen Grün-
den darauf an, die Handlungsfähigkeit unserer Demokratie zu erhalten?

4. Und schließlich frage ich mich, ob wir gewählten Bürgermeister und Ratsmitglieder wirklich
gut beraten sind, dem nicht gewählten, sondern von irgendwem ausgehandelten Schlichter
als neues Leitbild zuzujubeln, bei allem Respekt vor Heiner Geißler, der hier einen glän-
zenden Job gemacht hat und viel Aufklärung nachholte, die längst hätte erfolgen müssen.
Aber ist nicht trotzdem der Schlichter, der als ehrwürdige Einzelperson einsame Entschei-
dungen trifft, eher ein Rückgriff auf uralte antiparlamentarische Ressentiments unter der
Leitmelodie „Politisch Lied, ein garstig Lied“, also eher ein vordemokratisches Modell als
die Krönung direkter Demokratie? Auch wenn hier in Stuttgart über einen Bahnhof und an-
derswo vielleicht über Windräder oder Hochspannungsleitungen durch die Bürgerschaft
selbst entschieden wird, bleiben in der deutschen Kommunalpolitik viele Tausende Ent-
scheidungen zu treffen, um die Grundbedürfnisse der Bevölkerung durch neue Kinderkrip-
pen und Schulerweiterungen, Wohnungsbauten und Verwaltungsgebäude, öffentliche Ver-
kehrsmittel und soziale Leistungen und kulturelle Angebote zu befriedigen. Getroffen wer-
den müssen diese Entscheidungen durch Zehntausende ehrenamtlicher Stadträtinnen und
Stadträte, Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die dazu immerhin demokratisch gewählt
sind und sich jahrelang sachkundig machen und die deshalb nicht ständig abgewertet
werden sollten, als ob sie alle doof, machtbesessen und korrupt wären. So viel Selbstbe-
wusstsein möchte schon sein! Lassen Sie uns erhobenen Hauptes wieder an die Arbeit
gehen!“
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